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1. Ziele der Leistung 

Mit dieser Arbeitshilfe wird geregelt, unter welchen Bedingungen Menschen, bei denen die Zugehörigkeit zum 
Personenkreis des § 53 (1) Satz 1 SGB XIIfestgestellt wurde, einmalige Leistungen zur Beschaffung, 
Ausstattung und Erhaltung einer Wohnung – insbesondere zum behindertengerechten Umbau – erhalten können. 
Mit dieser Leistung sollen Menschen zielgerichtet dabei unterstützt werden 

• Grundbedürfnisse für ein selbstbestimmtes Leben zu sichern, 
• die soziale Integration zu erleichtern, 
• eine stationäre Unterbringung zu verhindern bzw. die Rückkehr aus einer stationären Unterbringung in 

eine Wohnung zu ermöglichen. 

2. Vorgaben 

2.1 Zuständigkeit 
Bei der Bewilligung von Leistungen nach dieser Arbeitshilfe ist der Nachrang zu den Leistungen vorrangiger 
Kostenträger zu beachten. Daher ist zunächst in jedem Fall zu prüfen, ob der Sozialhilfeträger für die beantragte 
Leistung zuständig ist (siehe hierzu auch Fachanweisung zu § 53 SGB XII). Ist er nicht zuständig, leitet er den 
Antrag innerhalb von zwei Wochen an den nach seiner Auffassung zuständigen Rehabilitationsträger weiter. 
Die Weiterleitung ist zu begründen, wobei auf die Vorschrift zur Zuständigkeitsklärung nach § 14 SGB IX 
ausdrücklich Bezug genommen werden muss. 
Leitet der Sozialhilfeträger den Antrag nicht weiter, muss er darüber entscheiden. Ggf. kann er einen 
Erstattungsanspruch bei dem seiner Auffassung nach zuständigen Träger anmelden. 
2.2 Anspruchsberechtigter Personenkreis 
Leistungsberechtigt sind Menschen, deren Zugehörigkeit zum Personenkreis des § 53 (1) Satz 1 SGB 
XII festgestellt ist, die körperlich oder sinnesbehindert sind und deren Behinderung besondere bauliche 
Voraussetzungen für die Nutzung der Wohnung erfordert. 
2.3 Gesamtplan 
Die gesetzliche Verpflichtung zur Erstellung eines Gesamtplans gemäß § 58 SGB XII  ist zu beachten. Bei 
Leistungen zur Ausstattung/Beschaffung/Erhaltung einer Wohnung ist ein Gesamtplan nur erforderlich, sofern 
weitere Eingliederungshilfeleistungen beantragt oder bewilligt wurden. Im Übrigen obliegt es dem 
sozialpädagogischen Fachdienst von W/EH zu entscheiden, wann im Einzelfall und bei Folgeanträgen ein 
weiteres Gesamtplanverfahren erforderlich ist. 
Näheres ist in der Fachanweisung zu § 53 SGB XII geregelt. 
Die Ziele, die im Bewilligungszeitraum erreicht werden sollen, sind Bestandteil des Bewilligungsbescheids.       
Die Zielerreichung im Einzelfall ist anlässlich der Fortschreibung der Gesamtplanung zu prüfen. 

http://bundesrecht.juris.de/sgb_12/__53.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_12/__53.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_12/__53.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_12/__58.html
http://bundesrecht.juris.de/sgb_12/__53.html


2.4 Art und Umfang der Leistungen 
Finanzielle Leistungen können zur Beschaffung und zum Erhalt einer Wohnung gewährt werden, wenn die 
Ausstattung oder die Umbauten fest mit der Wohnung verbunden sind. 
Die Leistungen schließen auch die erforderlichen Umzugskosten ein.           
Insbesondere werden Leistungen für 

• behinderungsbedingte Umbauten in der Wohnung oder im Haus, 
• den Zugang zur Wohnung oder dem Haus, 
• Abstellmöglichkeiten für Fortbewegungsmittel außerhalb der Wohnung oder des Hauses, 
• technische Anlagen und Geräte, soweit behinderungsbedingt nötig, 
• den behinderungsbedingten Mehraufwand gegenüber der normalen Ausstattung einer Küche 

gewährt. 
Die Leistungen können – abhängig von den finanziellen Verhältnissen der Antragsteller - sowohl ganz als auch 
teilweise als Beihilfen oder Darlehen gewährt werden. 
Die Fachanweisung zur Forderungsverwaltung (FA über die Gewährung von Geldleistungen als Darlehen 
- Darlehensvergabe, Darlehensmodalitäten, Umwandlung in eine Beihilfe vom 15.11.2007) ist dabei zu 
beachten. 
Vor Bewilligung einer Leistung soll eine Stellungnahme der bezirklichen Beratungsstelle für körperbehinderte 
Menschen zu 

• der Zugehörigkeit der Antragsteller zu dem unter 2.2  definierten Personenkreis und 
• der Notwendigkeit und Eignung der beantragten Ausstattung/Umbauten 

eingeholt werden. Auf der Grundlage der Stellungnahme ist die Wirtschaftlichkeit abzuwägen. 
Für jede Kostenbewilligung einer baulichen Veränderung muss die Zustimmung des Vermieters vorliegen sowie 
der Nachweis der baufachlichen Prüfung des zuständigen Bauamtes (wenn erforderlich mit Baugenehmigung). 
2.5 Persönliches Budget 
Leistungen aus dem Leistungskatalog dieser Arbeitshilfe werden als Geld-Leistungen ausgezahlt; insofern 
kommt die Inanspruchnahme in Form eines Persönlichen Budgets nicht in Frage. 
2.6 Abgrenzung zu anderen Leistungen 
Bei Eintreten der Pflegeversicherung nach § 40 (4) SGB XI kann – soweit die Leistungen der Pflegeversicherung 
den Bedarf im Einzelfall nicht abdecken - eine Aufstockung durch den Sozialhilfeträger nach den Bestimmungen 
der Hilfe zur Pflege (Siebtes Kapitel) vorgenommen werden. 
Die Ablehnung entsprechender Leistungen durch vorrangige Leistungsträger ist allein noch kein hinreichender 
Grund für Leistungen nach dem SGB XII. Leistungsempfänger sind in der Regel auf den Rechtsweg 
hinzuweisen. 
Wenn die Inanspruchnahme von Fördermitteln für Wohnungseigentümer bzw. Mieter zum barrierefreien Umbau 
ihrer Wohnung durch die Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt möglich ist, ist diese Möglichkeit vorrangig 
zu nutzen. 
2.7 Einkommen und Vermögen 
Es gilt die Einkommensgrenze nach § 85 SGB XII. Für den Einsatz des Vermögens gilt § 90 SGB XII.  
Die Anrechnung bei behinderten Menschen ist in § 92 SGB XII (s. Arbeitshilfe zu § 92 SGB XII) geregelt. 

3. Berichtswesen 

Folgende Daten werden zentral ausgewertet, sobald die technischen Voraussetzungen hierfür vorliegen: 
• Gesamtzahl der Menschen, die die Leistung erhalten haben, aufgeschlüsselt nach den einzelnen 

Leistungen, 
• Anzahl der bewilligten Beihilfen, 
• Anzahl der bewilligten Darlehen, 
• Kosten je Fall und Anbieter. 

4. Gültigkeitsdauer 

Diese Arbeitshilfe tritt rückwirkend zum 1.November 2011 in Kraft. 

Hinweis: Diese Regelung gilt gemäß Protokollbeschluss der SHS vom 17.01.2018 über ihr 
Außerkrafttreten hinaus bis zum 20.04.2020 weiter. 
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